
Für das Nachschlagewerk! ^74 085 
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetz: BGB § 138
Rechtssatz: Der Vertrag, durch den sich ein Importeur den 

ganzen Maschinenpark eines Unternehmens für 
eine von ihm weiter gestundete Warenforderung 
übereignen läßt, ist nicht nach § 138 BGB nich­
tig, wenn der Importeur aus einer ihm vorge­
legten, in Wahrheit, wie später festgestellt, 
unrichtigen Bilanz entnehmen kann, daß das 
Unternehmen noch erhebliches Eigenkapital be­
sitzt und venn ihm der Inhaber des Unternehmens 
aus einer Jahrzehnte dauernden Geschäftsver­
bindung als tüchtiger und redlicher Kaufmann 
bekannt ist*

Aktenzeichen: IV ZR 249/55
Urteil des BGH vom 1. Pebruar 1956 OIrG Düsseldorf



IV 2R 249/55 ' ~ ^
Verkündet 

am 1«, Februar 1956 
Schorm. Justizangest. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Molkereigenossenschaft eGmbH in
vertreten durch ihren Vorstand, Diplom-Landwirt 

Peter in F ^ m ^  Krs. und Hermann
Freiherr von B ^ ^ B B ^ ,  Gut K j ^ p p p  bei 
Kr So B^P,

Beklagten und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter$ Rechtsanwalt Dr

g e g e n

die Firma Otto & Co, Afl
Klägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmäcntigtert Rechtsanwalt Dr.( i in

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 1. Februar 1956 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrich­
ter Raskd, Johannsen, Dr.Kregel und Siemer
für Recht erkannti

Die Revision gegen das Urteil des 9. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 22. Juni 
1955 wird auf Kosten der Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand;

Die Klägerin importierte Rohware für die Herstellung 
von Schokoladeerzeugnissen. Zu ihren Kunden gehörte die 
(,C^[^^f,~$chokoladefahrilc Wilhelm GmbH in Mülheim-
Ruhr« Diese Firma war im Jahre 1949 gegründet werden. Ihr 
Alleingesellschafter und Geschäftsführer hatte
früher in Schlesien die Schokoladeherstellung betrieben 
und schon damals mit der Klägerin in Geschäftsverbindung 
gestanden.

Hach den Verkaufsbedingungen der Klägerin, die auch 
für die Geschäftsbeziehungen mit der maßgebend
waren, cehieit die Klägerin das Eigentum an den von ihr 
gelieferten Waren und den durch deren Verarbeitung neu 
entstandenen Sachen bis zur Begleichung ihrer sämtlichen 
Rechnungen. Forderungen, die der Käufer durch Weiterver- 
äußerung der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Ware er­
warb« wurden im voraus sicherungshalber an die Klägerin 
abgetreten; sämtliche Forderungen der Klägerin gegen den 
Käufer wurden fällig, falls dieser einen von ihm akzep­
tierten Wechsel nicht einlöste.

Die gab der Klägerin zum Ausgleich für
deren Warenrechnungen regelmäßig Wechsel. Anfang 1952 
geriet sie in DiquiditätsSchwierigkeiten und ließ sich 
von der Klägerin einige Wechsel prolongieren. Ende März 
1952 verlängerte ihr die Klägerin demnächst fällige Wech­
sel in Höhe von etwa 66 OOO DM. Am 16. April 1952 bat 
die deren gesamte Y/echselverbindlichkeiten ge­
genüber der Klägerin zu dieser Zeit etwa 230 000 DM be­
trügen, um Verlängerung weiterer Wechsel über etwa 53 000 
DM. Die Klägerin kam dieser Bitte nach und verabredete 
gleichzeitig, daß die ihr sämtliche Maschinen
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zur Sicherung übereigne. In dem noch am gleichen Tage von 
beiden Partnern Unterzeichneten Sieherungsücereignungs- 
vertrag sind die einzelnen Gegenstände* auf die sich die 
Vereinbarung bezog, nicht genannt. Sie sollten in einer 
besonderen Aufstellung verzeichnet werden, die dann als 
Anlage der Vertragsurkunde beigefügt werden sollte. Am 
28. Üpril 1952 übersandte die " Q f l H V  <*er &la6erin eine 
Aufstellung ihres Maschineninventars mit dem Bemerken, 
daß ein in dieser Aufstellung durch Zeichen kenntliehjge­
machter Teil schon anderweitig übereignet sei. Hach die­
sem Verzeichnis, das als Anlage zum Sicherungsübereignungs­
vertrag genommen wurde, verblieben für die Klägerin Ma­
schinen im Bilanzwert von etwa 250 000 DM. Als Ausgleich 
für die anderweitig vergebenen Maschinen bot die !,C^[ 
die Übereignung von Kleingerät an. Sie übersandte der 
Klägerin am 9. Mai 1952 eine Aufstellung über verschiede­
ne Formen und Mulden im Gesamtwerte von 53 490 DM, die 
zusätzlich dem Vertrage beigefügt wurde.

«*

Über das Vermögen der ist am 12« September
1952 das Konkursverfahren eröffnet worden.

Die Beklagte hat im April 1952 der ^ r  e*̂wa
22 000 DM Ware geliefert. Sie hat am 25« Juli 1952 auf 
Grund eines Arrestbefehls, den sie wegen ihrer Forderung 
erwirkt hatte, bei der Mündungen , aus gebracht.
Gepfändet worden sind u.a. Gegenstände, die in den dem 
Vertrage vom 16. April 1952 beigefügten Aufstellungen ver­
zeichnet sind, und von der Klägerin gelieferte Rohware.

Die Klägerin hat diese Sachen als ihr Eigentum in 
Anspruch genommen. Mach Klageerhebung hat die Beklagte 
die Rohware freigegeben. Daraufhin haben die Parteien 
insoweit den Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt



erklärt

Sodann hat die Klägerin beantragt,
die erwähnte Zwangsvollstreckung in die übrigen, 
im einzelnen im Kiagantrag naher bezeichneten Gegen­
stände für unzulässig zu erklären*

Die Beklagte hat beantragt, 
die Klage.abzuweisen. •

Sie hat ausgeführt, der Sicherungsüfcereignungsver- 
trag sei nichtig und verstoße gegen die guten Sitten.
Sie hat ferner diesen Vertrag wegen Gläubigerbenachteili­
gung angefochten. Sie hat behauptet, die MC s e i  
im Zeitpunkt des Abschlusses des Übereignungsvertrages 
zahlungsunfähig und überschuldet gewesen. Die Klägerin 
habe das erkannt und sich deswegen das gesamte freie Be­
triebsinventar der übereignen lassen. Schon vor­
her habe der Inhaber der den Inhaber der Klägerin
davon unterrichtet, daß er ein Vergleichsverfahren in 
die Wege leiten müsse. Der Inhaber der Klägerin habe ihn 
jedoch von dieser Absicht abgebracht und ihm zugesagt, 
daß er ihn stützen werde, iss sei ihm aber dabei nur darum 
gegangen, zuvor noch seine Forderungen zu sichern. Nach­
dem sich die Klägerin durch den Vertrag vom 16. April 
1952 die Sicherungen verschafft habe, habe sie zunächst 
den von ihr als unvermeidlich vorausgesehenen Zusaminen- 
Druch der durch Wechselprolongationen hinausge- •
zögert, um ihre Sicherung unangreifbar zu machen, und so­
dann das Konkursverfahren veranlaßt.

Zum mindesten hace die Klägerin in gewissenloser 
Weise Umstände unbeachtet gelassen, die auf die aussichts­
lose Lage der hingedeutet hätten. Die Bilanz,
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die die Grundlage der Verhandlung vein 16* April 1952 ge­
bildet habe, habe klar ersehen lassen, daß die 
nicht mehr zu retten gewesen sei.

Die Klägerin habe die >>C ^ | ^ ,> dadurch zu der Siche- 
rungsÜbereignung veranlaßt, daß sie gedroht habe, sie 
werde die erbetene Wechselprolongation nur dann vorneh­
men, wenn ihr die Maschinen Übereignet würden. Durch den 
Ubereignungsvertrag sei die geknebelt worden«
Im Juni 3 952 habe sich die Klägerin von der wei­
tere Sicherheiten bestellen, insbesondere Kundenforde­
rungen abtreten lassen und hierdurch die ihrer
wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit völlig beraubt«,

Die Klägerin hat erwidert, sie habe die Zahlungs­
schwierigkeiten der für vorübergehend gehalten
und mit einem Zusammenbruch der nicht gerechnet.
Im Zeitpunkt der Sicherungsübereignung sei das Unterneh­
men auch noch gesund gewesen» Sie habe in den Inhaber 
der » 0 0 » ”’ öer ihr Jahrzehnten bekannt gewesen
sei, großes Vertrauen gesetzt und deshalb der 
sehr hohe Kredite ohne besondere Sicherheiten gewährt.
Die Siche rungs Übereignung sei dann aber desv/egen notwen­
dig geworden, weil bei einer längeren Laufzeit der Wech­
sel die gelieferte Ware verarbeitet werde und infolge­
dessen der Bigentumsvorbehalt vor der Bezahlung unter­
gehe. Der Inhaber der nC | m n habe von sich aus die 
Übereignung der Maschinen angeboten. Die weiteren Siche­
rungsmaßnahmen im Juni 1952 hätten die Absicherung eines 
zusätzlich gewährten baren Darlehns dargestellt. Sie hat 
bestritten, daß der Inhaber der ihr gegenüber
jemals von einem Vergleichsverfahren gesprochen habe.
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Das Landgericht hat der Klage stattgegeben,. das Be­
rufungsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückge­
wiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die Beklagte ihren 
auf Klagabweisfcng gerichteten Antrag weiter. Die Klägerin 
bittet, die Revision surückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet.

Die Klage ist auf Grund des von der Klägerin mit der 
" C g ^ "  geschlossenen Sicherungsübereignungsvertrages ge­
rechtfertigt.

Zutreffend hat das Berufungsgericht angenommen, daß 
durch diesen Vertrag das Eigentum an den den Gegenstand 
der Klage bildenden Sachen auf die Klägerin übertragen 
worden ist. Hiergegen wendet sich die Revision auch nicht.

Das Berufungsgericht hat im Ergebnis gleichfalls 
zutreffend angenommen-, daß der Sicherungsübereignungsver- 
trag nicht wegen Verstoßes gegen die guten Sitten nach 
 ̂ 138 BGB nichtig ist. Der Vertrag wäre dann nichtig, 
wenn er mit dem RechtsgefUhl aller billig und gerecht den­
kenden Kaufleute unvereinbar wäre. Bei seiner Würdigung 
ist nicht nur der objektive Inhalt des Rechtsgeschäfts 
zu berücksichtigen, sondern es sind ebenso alle Umstände, 
die zum Abschluß des Rechtsgeschäfts geführt haben, die 
Absichten und Beweggründe, die die Parteien verfolgt ha­
ben, und die objektiven Verhältnisse, unter denen der 
Vertrag geschlossen worden ist, zu beachten (IM Rr 1 zu 
§ 3 AnfG)o



Die Klägerin ist eine Großhandelsfirma. Sie hat der 
Firma Waren auf Kredit geliefert und dabei einen
verlängerten Eigentumsvorbehalt vereinbart. Der Sicherungs- 
üoereignungsvertrag« der den Gegenstand dieses Rechtsstreits 
bildet, ist ein Vertrag, durch den der Klägerin nachträg­
lich andere Sicherheiten für ihre Forderungen aus den Wa­
renlieferungen bestellt worden sind. Der erkennende Senat 
hat bisher drei Fälle entschieden, in denen es sich gleich­
falls darum handelte, unter welchen Voraussetzungen Ver­
träge, durch die nachträgliche Sicherheiten für eine For­
derung bestellt werden, nach.§ 138 BGB nichtig sind (IM 
Nr 4 Z5U § 138 /ß b/j WM 1955, 1580; Urteil vom 21.Dezem­
ber 1955 IV ZBr 160/55).

Ebensowenig wie die Entgegennahme, von Sicherheiten 
dafür, daß ein Kredit gewährt wird, sittenwidrig ist, 
ist es ohne weiteres sittenwidrig, wenn für einen bereits 
gewährten Kredit nachträglich Sicherheiten bestellt wer­
den, Ein solches Rechtsgeschäft kann jedoch wegen der Um­
stände, unter denen es geschlossen ist, sittenwidrig und 
nach § 138 BGB nichtig sein. Wie die oben angeführten 
Urteile des erkennenden Senats ergeben, können diese Um­
stände z,B. darin bestehen, daß der Sicherungsnehmer eine 
wirtschaftliche UachtStellung, die er dem Sicherungsgeber 
gegenüber hat, in einer sittlich verwerflichen Weise aus­
nutzt, um die Sicherheiten zu erlangen. Das könnte der 
Fall sein, wenn er die Sicherheiten fordert, ohne zuvor 
die Lage des Unternehmens in einer den besonderen Verhält­
nissen des Falles angemessenen Weise geprüft zu haben, 
so daß er sich über die Belange anderer Gläubiger, von 
deren Vorhandensein er Kenntnis hat, rücksichtslos hin­
wegsetzt, oder wenn er sich das letzte greifbare Vermö­
gen des Unternehmens aneignet.
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Solche oder ähnliche Umstände, die den Sicherungsüber- 
eignungsvertrag hier sittenwidrig erscheinen lassen konn­
ten, liegen nach den vom Berufungsgericht verfahrensrecht­
lich einwandfrei getroffenen tatsächlichen Feststellungen 
nicht vor. Wesentlich ist, daß die Klägerin durch den Ver­
trag keine zusätzlichen Sicherungen erwerben wollte, son­
dern es sollten; wie das Berufungsgericht ausgeführt hat, 
nur die Sicherungen, die durch den verlängerten Eigentums- 
vcrbehalt bestanden, gegen andere ausgetauscht werden.
Der Austausch wurde im Interesse der Schuldnerin vorge­
nommen, um dieser Uber wirtschaftliche Schwierigkeiten hin­
wegzuhelfen. Diese Feststellung beruht nicht, wie die Re­
vision annimmt, darauf, daß es zweifelhaft sein konnte, 
ob der verlängerte Eigentumsvorbehalt rechtswirksam ver­
einbart war, sondern darauf, daß er auf jeden Fall auf 
Grund der tatsächlichen Verhältnisse wirkungslos gewor­
den wäre. Die Kaufpreisforderung für die unter Eigentums­
vorbehalt gelieferten Uaren war gestundet. Die Stundung 
sollte zum zweiten Mal verlängert werden. Andererseits 
sollte die gelieferte Ware verarbeitet werden, und es 
war, da die Firma zu 2/3 ihres Betriebsvolumens
auch von anderen Firmen beliefert wurde, nach der Über­
zeugung des Berufungsgerichts kaum möglich, festzustellen, 
aus welchen Rohstoffen die verschiedenen Erzeugnisse her­
gestellt waren. Unter diesen Umständen wurde der verein­
barte verlängerte Eigentumsvorbehalt in der lat wirkungs­
los. Es war kaufmännisch nicht zu beanstanden, wenn die 
Klägerin die weitere Stundung nur bewilligen wollte, wenn 
sie andere Sicherheiten erhielt. Zutreffend hat das Be­
rufungsgericht ausgeführt, daß es.bei dieser Sachlage 
schon zweifelhaft ist, ob durch den geschlossenen Ver­
trag überhaupt eine Lage geschaffen worden ist, die ob­
jektiv die Gefahr begründete, daß andere, die mit der 
Firma in Geschäftsbeziehungen standen oder tre­
ten wollten, über deren Kreditwürdigkeit getäuscht wurden*

- 9 -
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Diese Möglichkeit bestand hier um so weniger, als die Firma 
wie sie der Klägerin mitgeteilt hatte, beabsich­

tigte, zunächst ihre großen Rohstoffvorräte aufzulösen, 
um wieder flüssig zu werden. Dann aber wurde, ohne daß 
die Produktion und der Umsatz fielen, zunächst wesentlich 
weniger Rohstoff eingekauft als bisher, so daß neue For­
derungen wenigstens vorübergehend in viel geringerem Um­
fang entstanden.

Keinesfalls hatte nach den von dem Berufungsgericht 
getroffenen Feststellungen die Klägerin eine solche Lage, 
wenn sie tatsächlich eingetreten sein sollte, vorsätz­
lich oder leichtfertig, das ist mehr als grob fahrlässig, 
herfceigeftthrt. Wäre das der Fall, dann könnte der Siche­
rungsübereignungsvertrag gegen die guten Sitten verstoßen«

Das Berufungsgericht hat ausgeführt, daß der Inha­
ber der Klägerin mit dem Inhaber der Firma seit
mehr als 20 Jahren in GeschäftsVerbindung stand. Sie 
rührte aus der Zeit her, als dieser noch eine Schokolade- 
fafcrik in Schlesien betrieb. Der Inhaber der Klägerin 
hatte den Inhaber der Firma als einen ehrbaren
und besonders tüchtigen und-zuverlässigen Kaufmann und 
Fabrikanten kennengelernt, dem er fest vertraute. Der 
Inhaber der Klägerin hatte auch keinen Zweifel daran, 
daß: die Firma " C p p p f  ein wirtschaftlich ausreichend 
fundiertes Unternehmen war. Soweit die Revision sich 
gegen diese Feststellungen des Berufungsgerichts wen­
det, bewegt sie sich vorwiegend auf dem dem Revisions­
gericht verschlossenen Gebiet der'Tatsachen- und Be- 
weiswürdigung. Zudem treffen auch die von ihr gezogenen 
Schlüsse nicht zu. Es ist ’richtig, daß es dem Inhaber 
der Klägerin bekannt war, daß die Firma Zah­
lungsschwierigkeiten hatte. Das rührte aber, so wie der
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Inhaber der Klägerin die Dinge sah, allein daher, daß die 
Firma ihre Aktiven nicht alsbald hatte flüssig
machen können« Über diese Schwierigkeiten wollte die Klä­
gerin der Firma hinweghelfen. Sie haben nichts
damit zu tun, ob die überschuldet war. Der Ver­
treter der Klägerin, S c h ^ ^ 7 hat auch nicht bei der 

vorgesprochen, weil die Klägerin Besorgnisse 
wegen der wirtschaftlichen Lage der hatte, son­
dern weil ihr Gerüchte über das Geschäftsgebaren dieser 
Firma zu Ohren gekommen waren, die sie aufklären wollte, 
um ihnen entgegentreten zu können(vgl Schreiben vom 
14. März 1952).

Das Berufungsgericht konnte es bei der besonderen 
Lage des Falls auch dahingestellt lassen, wie die wirt­
schaftliche Lage der ,tQ 0 | ^ >l im April 1952 tatsächlich 
war, ob sie, wie die Beklagte behauptet, zu dieser Zeit 
bereits konkursreif war. Denn es kam insoweit nur dar­
auf an, wie die Klägerin die Lage beurteilte und ob sie 
im Hinblick auf den Abschluß des Sicherungsübereignungs­
vertrages leichtfertig handelte, indem sie diese Lage 
nicht genauer prüfte.

Der Vorwurf, daß die Klägerin leichtfertig gehan­
delt hat, kann ihr nach den vom Berufungsgericht getrof­
fenen Feststellungen nicht gemacht werden. .

Es ist nicht so, daß der Sicherungsnehmer in jedem 
Fall, in dem er einen Kredit gegen Sicherheit gewährt 
oder auch nachträglich Sicherheiten für einen vorher 
eingeräumten Kredit entgegennimmt, durch eine fachkun­
dige Person die Lage des Unternehmens und seine künfti­
gen Betriebsaussichten prüfen muß. Der erkennende Senat 
hat wiederholt ausgesprochen, daß die Frage, ob und in 
welchem Umfang eine Prüfungspflicht besteht, stets von
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den besonderen Umständen des einzelnen Palles abhängt 
(BGIIZ 10, 228 Z?347; IM Hr 1 zu § 3 AnfG; Hr 4 zu § 138 
£ß b7 BGB). Ein Kaufmann, der einem Unternehmen einen 
größeren Kredit einräumt oder eine größere Forderung 
stundet, wird stets schon aus seinem eigenen Interesse 
zuvor die Lage des Unternehmens selbst prüfen. Bas hat 
auch die Klägerin getan. Ihr kann nicht vorgeworfen 
werden, daß sie dabei in einer Weise leichtfertig ge­
handelt habe, die die Verträge sittenwidrig erscheinen 
lassen könnte. Zu berücksichtigen ist das groß? Vertrauen, 
das der Inhaber der sich bei der Klägerin durch
seine jahrelangen Geschäftsbeziehungen zu ihr erworben 
hatte. Es bestand für die Klägerin bisher kein begrün­
deter Anlaß, dem Inhaber der Firma weniger zu
trauen. Wenn die Klägerin sich dann damit begnügte, 
eine von der Firma vorgelegte Bilanz nach dem
otande vom 31. ilärz 1952 zu prüfen und dabei davon aus­
zugehen, daß die in der Bilanz enthaltenen Angaben rich­
tig waren, kann dieses Verhalten nicht als leichtfertig 
Dezeichnet werden. Hinzu kommt, daß die Bilanz nach den 
Angaben des Inhabers der Firma nicht von sei­
nen Angestellten allein aufgestellt worden war. Es.hatte 
vielmehr dabei ein Wirtschaftsprüfer mitgewirkt, der 
von einer Bank, einer anderen Großgläubigerin der Firma 

bestellt worden war. Biese Bilanz, die auch 
dem Berufungsgericht Vorgelegen hat, wies keine schlech­
te Vermögenslage der aus. Bie Aktiven über­
stiegen die Passiven um mehr als 300 000 Bil. Trotz er­
heblicher Abschreibungen und Rückstellungen hatte die 
Firma nach der Bilanz in der Zeit von Oktober
1951 bis Februar 1952 einen Reingewinn von 162 966,93 
BH und im Monat März einen solchen von 14 878,82 BK er­
zielt. Auf Grund der Bilanz konnte die Klägerin den Ein­
druck gewinnen, daß das Unternehmen wirtschaftlich ge­
sund sei und gute Erfolgsaussichten habe. Bieser Ein-



druck war geeignet, das Vertrauen, das die Klägerin in 
den Inhaber der Firma setzte, zu bestärken. Auf
Grund der Bilanz konnte, wie das Berufungsgericht weiter 
ausgeführt hat, die Klägerin gleichfalls überzeugt sein, 
daß auch dann,' wenn ihr die gesamte maschinelle Einrich­
tung übereignet würde, dem Unternehmen doch noch genü­
gend freies Vermögen verblieb. Es handelte sich dabei 
nach den Feststellungen des Berufungsurteils (S 14) um 
Warenvorräte im Werte von über 500 000 DM, die nicht zur 
Sicherheit übereignet waren oder unter einem Eigentums- 
Vorbehalt standen, und ferner um Kundenforderungen im 
Werte von 252 135,22 DM. Der Umstand, daß der Firma 
Umsatzsteuer im Betrage von 62 000 DM gestundet war, 
brauchte allein kein Mißtrauen zu begründen. Diese Schuld 
konnte gerade daher rühren, daß die Firma keine
ausreichenden flüssigen Mittel hatte.

Zutreffend hat das Berufungsgericht auch verneint, 
daß die durch den Sicherungsübereignungsvertrag
in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise ihrer 
wirtschaftlichen Freiheit braubt worden ist.

Die Beklagte kann gegenüber dem Anspruch der Klä­
gerin auch keinen Einwand aus § 419 BGB geltend machen. 
Das würde voraussetzen, daß die Klägerin durch den Siche­
rungsübereignungsvertrag objektiv das ganze Vermögen 
der übernommen hätte und daß ihr die Tatsachen
bekannt gewesen wären, aus denen zu entnehmen war, daß 
die über eigneten Sachen das ganze Vermögen der 
waren (BGB RGR 10. Aufl § 419 Anm 1 und die dort ange­
führte Rechtsprechung des Reichsgerichts. A.A. Bergen- 
roth MDR 1953, 140). Wenigstens letzeres ist aber nach 
den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts 
nicht der Fall.
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Die Beklagte kann zwar entgegen der Ansicht der 
Klägerin jhren Einwand an sich auch auf die Bestimmungen 
des Anfechtungsgesetzes gründen, da sie die der Klägerin 
übereigneten Gegenstände vor der Eröffnung des Konkurs­
verfahrens über das Vermögen der gepfändet hat
(RGZ 117, 116). Ihr Einwand ist jedoch nach diesem Gesetz 
gleichfalls nicht begründet. Insoweit kann auf die zu­
treffenden Ausführungen des Berufungsgerichts verwiesen 
werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO«

Schmidt Baske Johannsen Bundesrichter Siemer
Dr»Kregel ist 
beurlaubt und 
und ortsabwe­
send und daher 
verhindert zu 
unterschreiben

Schmidt
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